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 ZivilR  Rechtsprechungsübersicht

Tim Becker*

Rechtsprechungsübersicht Zivilrecht

Vorschuss für Aus- und Einbau im Verbrauchergeschäft

BGH, Urt. v. 07.04.2021 – VIII ZR 191/19

Von der Redaktion bearbeitete amtliche Leitsätze

1. Schließt eine natürliche Person ein Rechtsgeschäft objek-
tiv zu einem Zweck ab, der weder ihrer gewerblichen noch 
ihrer selbstständigen beruflichen Tätigkeit zugerechnet 
werden kann, so kommt eine Zurechnung entgegen dem mit 
dem rechtsgeschäftlichen Handeln objektiv verfolgten pri-
vaten Zweck nur dann in Betracht, wenn die dem Vertrags-
partner erkennbaren Umstände eindeutig und zweifelsfrei 
darauf hinweisen, dass die natürliche Person in Verfolgung 
ihrer gewerblichen oder selbstständigen beruflichen Tätig-
keit handelt.

2. Ein Anspruch des Käufers auf Vorschuss für die Ersatz-
lieferung einer mangelfreien Sache besteht nicht.

Widerruf eines Partnervermittlungsvertrages

BGH, Urt. v. 06.05.2021 – III ZR 169/20

Von der Redaktion bearbeitete amtliche Leitsätze

1. Ein vollständiges Erbringen der Leistung im Sinne des  
§ 356 Abs. 4 Satz 1 BGB erfordert jedenfalls, dass der Unter-
nehmer seine Hauptleistung vollständig erbracht hat.

2. Welche Pflichten Hauptleistungspflichten sind, bestimmt 
sich nach den Umständen des jeweiligen Vertragsverhältnis-
ses. Entscheidend ist, worauf es der einen oder der anderen 
Partei in hohem Grade ankam, was sie unter allen Umstän-
den erlangen wollte. Dies ist durch Auslegung zu ermitteln.

3. Durch AGB kann der Vertragsgegenstand nicht verändert 
werden; der Begriff der Leistung steht nicht zur Disposition 
des Verwenders von AGB.

Registrierte »Sammelklage-Inkassos« verstoßen 
nicht gegen das Rechtsdienstleistungsgesetz

BGH, Urt. v. 13.07.2021 – II ZR 84/20

Leitsatz der Redaktion

Der Inkassobegriff der § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, § 2 Abs. 2 
Satz 1 RDG umfasst Geschäftsmodelle, die ausschließlich 
oder vorrangig auf eine gerichtliche Einziehung der Forde-

rung abzielen. Dies gilt auch im Fall des sogenannten »Sam-
melklage-Inkasso«. 

Sachmangel und Ersatzlieferung im Diesel-Abgasskandal

BGH, Urt. v. 21.07.2021 – VIII ZR 254/20

Von der Redaktion bearbeitete amtliche Leitsätze

1. Einem Fahrzeug fehlt die Eignung für die gewöhnliche 
Verwendung im Sinne von § 434 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BGB, 
wenn es bei Übergabe an den Käufer mit einer unzulässigen 
Abschalteinrichtung versehen ist. Denn in einem solchen 
Fall besteht eine (latente) Gefahr einer Betriebsuntersagung 
durch die für die Zulassung zum Straßenverkehr zuständige 
Behörde, sodass der weitere (ungestörte) Betrieb des Fahr-
zeugs im öffentlichen Straßenverkehr nicht gewährleistet ist.

2. Die Lieferung einer mangelfreien Sache gemäß § 439  
Abs. 1 Alt. 2 BGB beschränkt sich nicht zwangsläufig auf 
eine mit dem Kaufgegenstand (abgesehen von der Mangel-
haftigkeit) identische Sache.

3. Vielmehr hängt die Möglichkeit einer Ersatzbeschaffung 
bei Unmöglichkeit der Lieferung einer dem Kaufgegenstand 
vollständig entsprechenden (mangelfreien) Sache im jeweili-
gen Einzelfall entscheidend davon ab, ob und wodurch nach 
dem durch interessengerechte Auslegung zu ermittelnden 
Willen der Parteien (§§ 133, 157 BGB) bei Vertragsschluss 
eine Nachlieferung in Betracht kommen sollte. 

4. Eine Ersatzlieferung ist nach der – die beiderseitigen In-
teressen in den Blick nehmenden – Vorstellung der Parteien 
daher grundsätzlich bereits dann möglich, wenn die Kaufsa-
che im Falle ihrer Mangelhaftigkeit durch eine gleichartige 
und – funktionell sowie vertragsmäßig – gleichwertige er-
setzt werden kann. 

5. Entscheidend ist dabei letztlich, ob und in welchem Um-
fang der Verkäufer – nach dem im jeweiligen Fall zu er-
mittelnden übereinstimmenden Willen der Parteien – bei 
Vertragsschluss eine Beschaffungspflicht für den Fall einer 
Nacherfüllung übernommen hat.

6. Ist lediglich ein Nachfolgemodell der erworbenen Sache 
(insbesondere eines Fahrzeugs) lieferbar, kann bei der ge-
botenen nach beiden Seiten interessengerechten Auslegung 
die den Verkäufer eines Verbrauchsguts treffende Beschaf-
fungspflicht im Hinblick darauf, dass der Verbraucher eine 
Nutzungsentschädigung für die fortlaufend an Wert verlie-
rende mangelhafte Kaufsache nicht zu zahlen hat, von vorn-
herein nicht zeitlich unbegrenzt gelten.

*  Tim Becker studiert seit 2019 Rechtswissenschaften an der Georg-August-
Universität und ist studentische Hilfskraft am Lehrstuhl für Öffentliches 
Recht, insbesondere Kirchenrecht und Staatskirchenrecht von Prof. Dr. 
Hans Michael Heinig.
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7. Eine Austauschbarkeit von Kaufgegenstand und Ersatzsa-
che ist beim Verbrauchsgüterkauf – vor allem beim Kauf von 
Fahrzeugen, die bereits nach kurzer Zeit einen deutlichen 
Wertverlust erleiden – grundsätzlich nur dann anzunehmen, 
wenn der Verbraucher sein Nachlieferungsbegehren inner-
halb eines in der Länge der regelmäßigen kaufrechtlichen 
Verjährungsfrist (zwei Jahre – § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB) an-
gelehnten Zeitraums – beginnend ab dem für die Willensbil-
dung maßgeblichen Zeitpunkt des Kaufvertragsabschlusses – 
geltend macht.

Keine Partei- oder Rechtsfähigkeit 
britischer Limiteds nach dem Brexit

OLG München, Urt. v. 05.08.2021 – 29 U 2411/21 Kart

Amtliche Leitsätze

1. Seit dem Vollzug des Austritts des Vereinigten König-
reichs aus der Europäischen Union gemäß Art. 50 EUV 
durch Ablauf der Übergangsfrist am 31. Dezember 2020 ist 
eine britische Limited, die ihren tatsächlichen Verwaltungs-
sitz in Deutschland hat, nach der sogenannten milden Form 
der Sitztheorie je nach tatsächlicher Ausgestaltung als GbR, 
OHG oder – bei nur einer Gesellschafterin – als einzelkauf-
männisches Unternehmen zu behandeln.

2. Eine Fortgeltung der Gründungstheorie, mit der Konse-
quenz der fortbestehenden Rechts- und Parteifähigkeit einer 
britischen Limited trotz tatsächlichem Verwaltungssitz in 
Deutschland wie unter der Geltung der Niederlassungsfrei-
heit gemäß Art. 49, 54 AEUV, folgt nicht aus dem Handels- 
und Kooperationsabkommen zwischen der Europäischen 
Union und dem Vereinigten Königreich vom 24. Dezember 
2020, weil es keine Vorschriften enthält, die ausdrücklich 
und unmittelbar die Niederlassungsfreiheit gewähren, son-
dern sich aus seinem Anhang SERVIN-1 Nr. 10 vielmehr er-
gibt, dass die Parteien des Abkommens die Niederlassungs-
freiheit gerade nicht in Bezug nehmen oder vereinbaren 
wollten.

Keine Beratungsleistung von Vertragsgeneratoren 
im Sinne des Rechtsdienstleistungsgesetzes

BGH, Urt. v. 09.09.2021 - I ZR 113/20

Amtlicher Leitsatz

Die Erstellung eines Vertragsentwurfs mithilfe eines digi-
talen Rechtsdokumentengenerators, bei dem anhand von 
Fragen und vom Nutzer auszuwählenden Antworten stan-
dardisierte Vertragsklauseln abgerufen werden, stellt keine 
Rechtsdienstleistung im Sinne von § 2 Abs. 1 RDG dar.

Richterablehnung bei atypischer Vorbefassung 

BGH, Beschl. v. 21.09.2021 – KZB 16/21 

Leitsatz der Redaktion

Es kann die Besorgnis der Befangenheit begründen, wenn 
ein Richter, der zur Entscheidung über Schadensersatz-
klagen wegen Verstößen gegen das Kartellverbot (hier: 
LKW-Kartell) berufen ist, zuvor im Rahmen seiner Refe-
rendarausbildung oder als wissenschaftlicher Mitarbeiter 
bei einer Rechtsanwaltskanzlei tätig war, die von einer an 
dem Kartell beteiligten Prozesspartei mit der Führung des 
Rechtsstreits sowie weiterer dazu in Sachzusammenhang 
stehender Rechtsstreitigkeiten betraut ist, und in diesem 
Zusammenhang an der Erarbeitung von Schriftsätzen in pa-
rallel gelagerten Gerichtsverfahren mitgewirkt hat und bei 
der außergerichtlichen Beratung in die Klärung übergeord-
neter Rechtsfragen im Zusammenhang mit der Verteidigung 
gegen derartige zivilrechtliche Ansprüche eingebunden war.

Kein Rücktritt ohne Fristsetzung im Dieselskandal

BGH, Urt. v. 29.09.2021 – VIII ZR 111/20

Leitsätze der Redaktion

1. Die Vertrauensgrundlage zwischen einem Käufer und 
einem Verkäufer kann auch dann gestört sein, wenn der Ver-
käufer sich bei Vertragsabschluss ordnungsgemäß verhalten 
hat, jedoch der Hersteller des Fahrzeugs dieses mit einer 
ihm bekannten und verschwiegenen unzulässigen Abschalt-
einrichtung in den Verkehr gebracht hat und der Verkäufer 
nun allein eine Nachbesserung in Form eines von diesem 
Hersteller entwickelten Software-Updates anbietet. Ob dies 
der Fall ist, hängt von den konkreten Umständen des Ein-
zelfalls ab, die der Tatrichter nicht schematisch, sondern in 
sorgfältiger Abwägung zu würdigen hat. Dabei ist insbeson-
dere zu prüfen, ob die Gefahr weiterer Täuschungsversuche 
des Herstellers besteht.

2. Eine Unzumutbarkeit der Nachbesserung kann sich auch 
daraus ergeben, dass ein allein als Nachbesserungsmaß-
nahme im Raum stehendes Software-Update zwar die vor-
handene unzulässige Abschalteinrichtung beseitigen, aber 
nachweislich zu anderen Mängeln führen würde.

3. Für die Entbehrlichkeit der Fristsetzung ist der Käufer 
darlegungs- und beweisbelastet.

4. Eine Fristsetzung ist nach § 326 Abs. 5 BGB nur dann ent-
behrlich, wenn beide Arten der Nacherfüllung unmöglich 
sind.
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Beweislast bezüglich des Vorrechts von Bussen 
gegenüber dem fließenden Verkehr

OLG Celle, Urt. v. 10.11.2021 – 14 U 96/21

Leitsätze der Redaktion

1. Das Vorrecht von Bussen gemäß § 20 Abs. 5 StVO besteht 
nur unter den Voraussetzungen einer rechtzeitigen und ord-
nungsgemäßen Anzeige gegenüber dem ansonsten fortbeste-
henden Vorrang des fließenden Verkehrs.

2. Die Beweislast für die Inanspruchnahme eines Vorrechts 
der Straßenverkehrsordnung trägt derjenige, der sich auf es 
beruft. Erst wenn der Fahrer eines an einer Haltestelle hal-
tenden Linienbusses bewiesen hat, dass die Voraussetzungen 
für die Inanspruchnahme seines Vorrechts vorgelegen haben, 
entfällt der Vorrang des fließenden Verkehrs und mit ihm 
der Anscheinsbeweis, der auf einen Verstoß gegen die in  
§ 10 StVO normierten Sorgfaltsanforderungen schließen 
lässt.

Schadensersatzanspruch gegen Audi AG 
wegen von VW gelieferter Motoren

BGH, Urt. v. 25.11.2021 – VII ZR 238/20, 
243/20, 257/20 und 38/21

Leitsätze der Redaktion

1. Die AUDI AG hat sittenwidrig gehandelt, indem das 
Unternehmen die von VW gelieferten Motoren in den Ver-
kehr brachte. 

2. Wenigstens eine handelnde Person im Sinne des § 31 BGB 
hat gewusst, dass der Motor EA 189 mit der unzulässigen 
Software ausgestattet war.
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